
Die von den Konfliktkommissionen zu verhandelnden 
Streitfälle auf neuererrechtlichem Gebiet berühren un­
mittelbar Fragen der sozialistischen Leitungstätigkeit im 
Arbeitsprozeß. Damit wurde den Konfliktkommissionen 
das Recht gegeben, die den neuererrechtlichen oder ar­
beitsrechtlichen Streitfällen zugrunde liegenden Ur­
sachen im gesamten Arbeits- bzw. Leitungsprozeß auf­
zudecken und Maßnahmen zur Beseitigung einzuleiten. 
Ungelöste Probleme der Neuerertätigkeit im Betrieb, 
die in der Vergangenheit zu Konflikten führten/8/, kön­
nen damit jetzt als Bestandteil des komplexen Arbeits­
und Leitungsprozesses geklärt werden. Die Auswertung 
der von den Konfliktkommissionen durchgeführten Be­
ratungen der Neuererrechtsstreitfälle im Betrieb erfor­
dert von den Leitern der Betriebe, Schlußfolgerungen 
nicht nur zur Vermeidung derartiger Konflikte, sondern 
auch für eine Verbesserung der planmäßigen Leitung 
der Neuererbewegung zu ziehen.

Aufgaben der staatlichen Gerichte

§ 32 Abs. 1 NVO eröffnet in Verbindung mit §§ 24 ff. 
KKO für Streitfälle nach der NVO erstmalig den Ge­
richtsweg. Diese Regelung entspricht der qualitativ ver­
änderten Stellung der Neuerer bei der Erfüllung un­
serer volkswirtschaftlichen Aufgaben. Die damit eröff- 
nete Möglichkeit, in den neuererrechtlichen Streitfällen 
einen Einspruch gegen die Entscheidung der Konflikt­
kommission bei der Kammer für Arbeitsrechtssachen 
des zuständigen Kreisgerichts und nach deren Ent­
scheidung beim Bezirksgericht einlegen zu können und 
die vorangegangene Entscheidung überprüfen und er­
forderlichenfalls korrigieren zu lassen, erhöht den 
Schutz der Rechte der Neuerer gegenüber der bisherigen 
Regelung und entspricht den Aufgaben der Rechtspre­
chung, ein Höchstmaß an Rechtssicherheit für alle Bür­
ger zu gewährleisten. Soweit eine Konfliktkommission 
im Betrieb nicht besteht, kann gemäß § 32 Abs. 2 NVO 
unmittelbar Klage beim zuständigen Kreisgericht erho­
ben werden. Da die Neuererverordnung bei der Be­
handlung der neuererrechtlichen Streitfälle durch die 
Konfliktkommissionen auf die Bestimmungen über die 
Beratung von Arbeitsrechtssachen nach §§ 24 ff. KKO 
verweist, sind auch in den Fällen der unmittelbaren 
Klageerhebung beim Kreisgericht nach § 16 Abs. 2 AGO 
die Kammern für Arbeitsrechtssachen zuständig. Auch 
hier kann mit der Berufung die getroffene Streitent­
scheidung des Kreisgerichts angefochten und durch das 
Bezirksgericht abschließend verhandelt werden.
Für die gütliche Beilegung einfacher Streitigkeiten, die 
sich aus der Erfüllung von Neuerervereinbarungen, aus 
Vergütungen, der Erstattung von Aufwendungen und 
der Zahlung des Entgelts zwischen Produktionsgenos­
senschaften und deren Mitgliedern ergeben (§ 32 Abs. 1 
NVO), sind gemäß §§ 51 ff. SchKO die Schiedskommis­
sionen zuständig. Das schließt nicht aus, daß in den 
genannten Streitfällen das Kreisgericht unmittelbar an­
gerufen werden kann (§ 32 Abs. 2 NVO). Der Antrag­
steller hat in jedem Falle, nicht nur bei kompliziertem 
Sachverhalt, die Möglichkeit der Wahl zwischen der 
Schiedskommission seiner Produktionsgenossenschaft 
und dem zuständigen Kreisgericht. Diese Regelung ent­
spricht dem Umstand, daß Schiedskommissionen nur in 
solchen Produktionsgenossenschaften gebildet worden 
sind, in denen dafür ein gesellschaftliches Bedürfnis 
vorhanden war./9/

/8/ Vgl. Pogodda. „Schlichtungsstelle oder Konfliktkommission 
- ein Problem der Gesetzgebung“, der neuerer (B) 1966,
Heft 2, S. 89 ff.
19/ Vgl. Leitfaden für Schiedskommissionen, Berlin 1971, S. 35.

Die Schiedskommissionsberatungen werden in der Regel 
mit einer durch Beschluß zu bestätigenden Einigung der 
Parteien abgeschlossen. Kommt es zu keiner Einigung 
der Parteien, so kann auf deren gemeinsamen Antrag 
die Schiedskommission ihre Beratung mit einer Ent­
scheidung beenden, sofern der Sachverhalt umfassend 
aufgeklärt und nicht kompliziert ist (§ 52 Abs. 3 SchKO).
Über Einsprüche entscheidet die Zivilkammer des Kreis­
gerichts (§ 56 Abs. 1 SchKO). Ihre Entscheidung ist end­
gültig (§ 57 Abs. 2 SchKO). Lediglich in den neuerer­
rechtlichen Streitfällen, in denen die Entscheidung der 
Schiedskommission aufgehoben werden muß und eine 
Einigung der Beteiligten nicht erzielt werden kann, 
stellt die Zivilkammer das Verfahren ein, so daß der 
Anspruch auf dem Klagewege bei der Zivilkammer des 
Kreisgerichts geltend gemacht werden kann (§ 56 Abs. 3 
SchKO). Hier ist dann auch die Anfechtung der Ent­
scheidung des Kreisgerichts mit dem Rechtsmittel der 
Berufung möglich.
Die Zuständigkeit der Zivilkammer des Kreisgerichts 
ist weiterhin in den neuererrechtlichen Streitfällen zwi­
schen den Produktionsgenossenschaften und deren Mit­
gliedern gegeben, in denen das Kreisgericht unmittelbar 
angerufen wird (§ 32 Abs. 1 und 2 NVO in Verbindung 
mit §8 Abs. 1 GGG). Damit ist auf verfahrensrecht­
lichem Gebiet ein wesentlicher Unterschied für die Be­
handlung neuererrechtlicher Streitfälle vorhanden, je 
nachdem, ob es sich um Ansprüche handelt, für die die 
Konfliktkommissionen oder die Schiedskommissionen 
zuständig sind. In beiden Fällen handelt es sich jedoch 
um Ansprüche, die sich aus der Neuerertätigkeit im 
Arbeitsprozeß ergeben. Während auf der einen Seite 
Arbeitsrechtsverhältnisse zugrunde liegen, sind es an­
dererseits Mitgliedschaftsverhältnisse. Ausgehend von 
dem Gedanken, daß diese Streitfälle und die ihnen 
zugrunde liegenden Ursachen am effektivsten geklärt 
werden können, wenn man den einheitlichen Arbeits­
prozeß berücksichtigt, aus dem sie entstanden sind, 
tragen die verfahrensrechtlichen Regelungen der 
Neuererverordnung diesem Gedanken Rechnung. Die 
Schiedskommissionen haben bisher gemäß § 51 Abs. 1 
SchKO auch einfache Streitigkeiten zwischen Produk­
tionsgenossenschaften und ihren Mitgliedern verhandelt, 
die sich im Arbeitsprozeß, z. B. auf Grund von Ansprü­
chen auf Auszahlung gutgeschriebener Arbeitseinheiten 
ergeben./10/ Nunmehr eröffnet die weitere Zuständig­
keit der Schiedskommissionen für neuererrechtliche 
Streitfälle die Möglichkeit, die aufgetretenen Ursachen 
aus dem Arbeitsprozeß heraus aufzudecken und die not­
wendigen Schlußfolgerungen daraus zu ziehen.
Zur Lösung der umfangreichen neuererrechtlichen Auf­
gaben, die nunmehr auch den Gerichten übertragen 
worden sind, ist es m. E. erforderlich,
— in das bestehende System von Schulungs- und Quali­

fizierungsmaßnahmen der Richter, Staatsanwälte, 
Schöffen und Mitglieder der gesellschaftlichen Ge­
richte Probleme des Neuererrechts aufzunehmen; 
insbesondere sind die Arbeits- und Zivilrichter sowie 
die Mitglieder der gesellschaftlichen Gerichte zu be­
fähigen, in Auswertung der Rechtsprechung durch 
spezielle Schulungen, Fachberatungen und andere 
Formen der Weiterbildung schnell in diese Proble­
matik einzudringen;

— die künftigen Rechtspflegekader mit diesen neuen 
Aufgaben besser vertraut zu machen, indem entspre­
chende Schlußfolgerungen für die Verbesserung der 
Lehrtätigkeit, für eine engere Verbindung der 
neuerer- und arbeitsrechtlichen Probleme in der 
Ausbildung der Rechtspflegejuristen gezogen werden.

/10/ Vgl. Leitfaden für Schiedskommissionen, a. a. O.. S. 157.
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